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Betreff:  Stellungnahme zu den Entwürfen von Vollzie hungshandlungen gemäß § 
128 Abs 1 TKG 2003 in den Verfahren M 15a-e/03, M 1 3a-e/06 Terminie-
rung in individuellen öffentlichen Mobiltelefonnetze n 

   

Sehr geehrte Damen und Herren,  

Wir, die COLT Telecom Austria GmbH, nehmen zu der Konsultation hinsichtlich der im 
Betreff genannten Entwürfe für Vollziehungshandlungen zur der Ermittlung der Kosten der 
effizienten Leistungsbereitstellung für Terminierung in individuellen, öffentlichen Mobilfunk-
netzen gegliedert nach Schwerpunkten wie folgt Stellung:  

 

Rechtsschutzdefizit 

Zwar sind die Ausführungen der Regulierungsbehörde, wieso im Rahmen eines „M-
Bescheides“ konkrete Terminierungsentgelte festgelegt werden, durchaus nachvollziehbar, 
allerdings ändert dies nichts daran, dass dieses Ergebnis unter den Aspekten der Rechts-
staatlichkeit sowie der Vereinbarkeit mit Gemeinschaftsrecht als zumindest bedenklich ein-
zustufen ist:  

Die gegenständlichen Entscheidungen werden definitiv Auswirkungen auf die Wettbewerbs-
situation am Telekommunikationsmarkt haben (nicht zuletzt führt dieser Umstand gem. § 128 
TKG 2003 zur gegenständlichen Konsultation). Da diese wesentliche Entscheidung im Zuge 
eines M-Verfahrens getroffen wird, liegt eine Parteinstellung ausschließlich beim unmittelbar 
betroffenen, marktmächtigen Unternehmen. Alle übrigen Netzbetreiber, welche durchwegs 
unmittelbar von diesen Entscheidungen betroffen sind, stehen keinerlei Parteien- oder Be-
schwerderechte zu: eine Einflussnahme auf das Verfahren ist durch betroffene Dritte folglich 
nicht möglich.  

Dieser Umstand wird unter dem Blickwinkel des Rechtsstaatlichkeitsprinzips als (zumindest) 
bedenklich eingeschätzt, aber auch unter dem Blickwinkel der Vereinbarkeit dieser Vor-
gangsweise mit dem europarechtlichen Regulierungsrahmen: so normiert Art 4 der Rahmen-
richtlinie (RL 2002/21/EG):  
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Rechtsbehelf 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass es auf nationaler Ebene wirksame Verfahren 
gibt, nach denen jeder Nutzer oder Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze 
und/oder -dienste, der von einer Entscheidung einer nationalen Regulierungsbehörde 
betroffen ist, bei einer von den beteiligten Parteien unabhängigen Beschwerdestelle 
Rechtsbehelf gegen diese Entscheidung einlegen kann. Diese Stelle, die auch ein Ge-
richt sein kann, muss über den angemessenen Sachverstand verfügen, um ihrer Auf-
gabe gerecht zu werden. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass den Umständen des 
Falles angemessen Rechnung getragen wird und wirksame Einspruchsmöglichkeiten 
gegeben sind. Bis zum Abschluss eines Beschwerdeverfahrens bleibt der Beschluss 
der nationalen Regulierungsbehörde in Kraft, sofern nicht die Beschwerdeinstanz an-
ders entscheidet. 

... 

Nach unserem Dafürhalten ist den Betroffenen der gegenständlichen Entscheidungen durch 
die gewählte Vorgangsweise keinesfalls ein Rechtsbehelf iSd Art. 4 Rahmenrichtlinie ermög-
licht. Dies führt konsequenter Weise zu einer Unvereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht. 
Aufgrund der von der Regulierungsbehörde aufgezeigten Rahmenbedingungen, welche zu 
dieser Konstellation führen, offenbart sich ein grundlegender, systematischer Mangel im na-
tionalen Regulierungsumfeld, welcher unverzüglich (durch den Gesetzgeber) zu beheben ist.   

 

Internes Diskriminierungsverbot 

An mehreren Stellen wird in den jeweiligen Bescheiden angeführt, dass ein internes Diskri-
minierungsverbot als zu weitreichend und damit unverhältnismäßig iSd § 34 TKG 2003 an-
gesehen wird. Aus unserer Sicht bleibt die Regulierungsbehörde in den zur Konsultation ste-
henden Vollziehungshandlungen eine detaillierte Begründung für diese These jedoch schul-
dig.  

Gerade vor dem bereits mehrfach monierten Zustand, dass sich die „teure Mobilfunktechno-
logie“ lediglich auf der Zusammenschaltungsseite auswirkt, nicht jedoch auf der Endkunden-
preisgestaltungsseite, sind die Ausführungen zu einem internen Diskriminierungsverbot we-
nig zufrieden stellend: insbesondere Tarifpakete auf der Endkundenseite mit netzinternen 
„Gratistelefonaten“, sensationelle Angebote für Telefonie ins Festnetz (zum Teil ohne geson-
dertes Minutenentgelt bzw. unter den Terminierungsentgelten; auch die Begründung der 
Vollziehungshandlung geht von Preisen für netzinternen Gesprächen von oftmals 0 Cent und 
einem Preis für eine Gesprächsminute ins österreichische Festnetz von 1 Cent oder noch 
weniger aus) und Tarifoptionen für Telefonie in andere Mobilnetze oder „Wahlnetze“, welche 
entgeltfrei angerufen werden können, erwecken den Anschein, als würde hier auf ein „Netz 
ohne Kosten“ zur Leistungserbringung zurück gegriffen werden. Aus Sicht eines Festnetz-
betreibers werden hier Einnahmen aus Geschäftsfeldern, welche nicht der Endkundentelefo-
nie zurechenbar sind (also insbesondere Zusammenschaltungsleistungen), herangezogen, 
um Endkundentelefonierangebote quer zu subventionieren.  

Die Ausführungen in den zur Konsultation stehenden Dokumenten beschränken sich jedoch 
darauf, festzustellen, dass ein internes Diskriminierungsverbot in Zusammenhang mit On-
Net-Anrufen aus ökonomischer Sicht abzulehnen ist, da sich daraus die Gefahr erheblicher 
Kostenunterdeckung ergäbe, ein hoher kalkulatorischer Aufwand zu betreiben sei, der ermit-
telte interne Transferpreis den Kosten der Terminierung entsprechen müsste und die Gefahr 
der Übertragung anti-kompetitiver Effekte auf den Retailmarkt bestehe (z.B. M 15b, d/03, M 
13b, d/06 Seite 42).  
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Mangels Parteistellung ist für uns nicht nachvollziehbar, ob diese Argumente in unveröffent-
lichten Gutachten näher erläutert werden oder nicht. Tatsache ist jedoch, dass wir an Hand 
dieser fragmentarischen Argumentation nicht nachvollziehen können, weshalb ein internes 
Diskriminierungsverbot nicht geeignet sein sollte, die wettbewerbliche Schieflage zwischen 
Fest- und Mobilnetzen zu beseitigen.  

 

Gleitpfad hinsichtlich T-Mobile 

Ein besonders bemerkenswerter – weil: nicht nachvollziehbarer – Aspekt erscheint, dass die 
Übernahme der tele.ring durch die T-Mobile in keiner Weise berücksichtigt wird: wir gehen 
davon aus, dass durch diesen Zusammenschluss die Teilnehmerzahl der T-Mobile um rund 
50 % erhöht wurde, damit einhergehend wohl auch das Verkehrsaufkommen. Zwischenzeitig 
wurden auch die Netze mit dem Stichtag 30.6.2007 technisch zusammengelegt (amtsbe-
kannt). Derartig einschneidende und massive Änderungen der Firmenstruktur können nach 
unserem Dafürhalten nicht absolut folgenlos auf Seite der Terminierungskosten bleiben (ins-
besondere, wenn in der zur Konsultation gestellten Vollziehungshandlung M 15b, d/03, M 
13b, d/06 auf Seite 65 ausdrücklich festgehalten wird, dass T-Mobile bis Ende 2008 eine 
„Netzkostenüberdeckung“ genießt). 

Die hier gewählte Begründung, eine Abkehr vom bisherigen generischen Modell hin zu einer 
selektiven Berücksichtigung betreiberindividueller Umstände würde einen willkürähnlichen 
Eingriff darstellen und sei daher abzulehnen, können wir in keiner Art und Weise nachvoll-
ziehen: uns erscheint vielmehr das Ignorieren von Tatsachen und das Festhalten an einem 
generischen Modell wider besseres Wissen eine willkürähnliche Vorgangsweise darzustel-
len.  

Die Logik des Gleitpfadmodells sieht vor, dass zu einem bestimmten Zeitpunkt die Terminie-
rungsentgelte aller Betreiber auf dem Niveau des effizientesten Betreibers zu liegen haben. 
Ausgehend vom aktuell verrechneten Terminierungsentgelt nähert man sich dem Zielwert in 
Halbjahresschritten an. Tatsache ist, dass im Fall der T-Mobile der Ausgangswert (die aktuell 
verrechneten Terminierungsentgelte) zu hoch gegriffen ist und in diesem Ausgangswert die 
Kostenvorteile durch den Zusammenschluss mit der tele.ring nicht berücksichtigt sind. Das 
Gleitpfadmodell geht daher von einem überhöhten Ausgangswert aus, nämlich dem Entgelt, 
welches für die T-Mobile angemessen wäre, nicht aber für das zusammengeschlossene Un-
ternehmen. Aus unserer Sicht ist diesem Umstand in der endgültigen Entscheidung jeden-
falls angemessen Rechnung zu tragen.  

Für Rückfragen stehen wir zur Verfügung und verbleiben 

Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
Mag. Klaus Strobl 
Manager Law and Regulatory Affairs 


